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TH Thüringen0 Einführung 5
0  Einführung
Die derzeitige Diskussion um die Reform der Gemeindefinanzen zeigt, dass die Erfül-
lung der kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben mangels ausreichender finanzieller
Ausstattung immer stärker eingeschränkt ist. Neben den originären kommunalen Ein-
nahmen (Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer, Grundsteuer, Gewer-
besteuer sowie örtliche Aufwand- und Verbrauchsteuern) erhalten die Kommunen von
den Ländern Finanzzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs
(KFA). Letztere hatten in der ursprünglichen Konzeption nur einen subsidiären Cha-
rakter, der die originäre Finanzausstattung der Kommunen durch vertikale Zuweisungen
insgesamt soweit ergänzt, dass diese zur Wahrnehmung ihrer Selbstverwaltungsaufga-
ben in der Lage sind, und der darüber hinaus durch eine horizontale Differenzierung
allokative Ineffizienzen der Aufgabenverteilung zu beseitigen sucht sowie redistributive
und raumordnungspolitische Zielstellungen verfolgt. Mit Anteilen bei den kommunalen
Einnahmen von rd. 30% in den alten Bundesländern und rd. 50% in den neuen Bundes-
ländern kann nicht mehr von einem subsidiären Instrument der Gemeindefinanzierung
gesprochen werden. Deshalb erscheint es sinnvoll, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land derzeit existierenden kommunalen Finanzausgleichssysteme einer kritischen Ana-
lyse zu unterziehen. Obwohl die Regelungen in den Flächenländern dieselben
grundlegenden Strukturen aufweisen, differieren sowohl die landesverfassungsrechtli-
chen Vorgaben als auch die Ausgestaltung der einzelnen Systemelemente zum Teil er-
heblich. Aus diesem Grunde ergeben sich letztlich 13 verschiedene Finanzausgleichs-
varianten, deren Verständnis, Vergleichbarkeit und Bewertung durch die Vielzahl der zu
beachtenden Bestimmungen sowie die vielschichtigen Regelungszusammenhänge e r-
schwert wird. Im Rahmen der Arbeitspapiere des Instituts für Finanzen sollen ausge-
wählte Aspekte der kommunalen Finanzausgleichssysteme einer Systematisierung und
kritischen Bewertung unterzogen werden, um zu einer verbesserten Aussagefähigkeit
eines – weiterhin problembehafteten  – Vergleichs der landesspezifischen Regelungen
beizutragen.0 Einführung 6
Im Gegensatz zum Länderfinanzausgleich beinhaltet der kommunale Finanzausgleich
keine direkten Ausgleichszahlungen zwischen unterschiedlich finanzkräftigen Gebiets-
körperschaften, sondern stellt einen vertikalen Finanzausgleich (zwischen Land und
Kommunen) mit horizontalem Effekt
1 dar.
Abbildung 0-1: Der Aufbau des kommunalen Finanzausgleichs
Quelle: eigene Darstellung.
Obwohl die landesspezifische Ausgestaltung des KFAs stark variiert, lassen sich über-
greifend die in Abbildung 0-1 dargestellten allgemeinen Grundstrukturen herausarbei-
ten. In die Finanzausgleichsmasse fließen Landesmittel des obligatorischen und
fakultativen Steuerverbundes sowie in einigen Ländern die von den Kommunen erho-
bene Finanzausgleichsumlage ein. Diese Finanzmasse bedient verschiedene Zuwei-
                                                
1 BÖTTICHER-MEYNERS (1989), S. 207. Diese Aussage vernachlässigt die indirekten Ausgleichszahlungen zwischen




















sungsarten, bei denen sich zunächst (zweckfreie) allgemeine Zuweisungen und Zweck-
zuweisungen gegenüberstehen. Zur ersteren Kategorie zählen neben den Bedarfs- auch
die Schlüsselzuweisungen, deren Bedeutung und quantitativ dominierende Stellung eine
ausführlichere Erläuterung nahe legen. Nach der Aufteilung der Schlüsselzuweisungen
auf die kommunalen Säulen der Gebietskörperschaften, auf die im folgenden nicht nä-
her eingegangen wird, erfolgt die Ermittlung der Zuweisungssumme für die einzelne
Empfängerkommune. Die Bestandteile dieses Schlüsselzuweisungssystem stehen im
Mittelpunkt der Betrachtungen.
Nach der Bestimmung der Finanzausgleichsmasse, mit welcher sich der nachfolgende
Artikel (Nr. 24) beschäftigt, befassen sich weitere Beiträge mit den drei Komponenten
des Schlüsselzuweisungssystems, d.h. mit der Bestimmung des Finanzbedarfs (Nr. 25),
der Ermittlung der Finanzkraft (Nr. 26) sowie den Ausgleichsregelungen (Nr. 27).
2
Aufgrund der außerordentlich schwierigen Haushaltssituation von Ländern  und G e-
meinden wurde die „Dotierung“ des kommunalen Finanzausgleichs in den letzten Jah-
ren verstärkt diskutiert.  Zwar besteht eine verfassungsrechtliche Verpflichtung des
Landesgesetzgebers, subsidiär für eine ausreichende Finanzausstattung der Gemeinden
Sorge zu tragen, doch lassen sich daraus ebenso wenig wie aus den Landesverfassun-
gen objektive Kriterien zur richtigen Höhe der Finanzausgleichsmasse bzw. der Ver-
bundquote ableiten. Eine auf Grundlage einer umfassenden Bewertung der Aufgaben-
und Einnahmenverteilung basierende normative Entscheidung des Landesgesetzgebers
lässt sich daher angesichts der diesem zustehenden Einschätzungsprärogative im All-
gemeinen kaum bemängeln.
3
Bei der Bestimmung der Finanzausgleichsmasse bedienen sich die Bundesländer
4 zwei
verschiedener Verfahren: Neben der Festlegung von Verbundgrundlagen und -quoten
(Kapitel 1) kommt in jüngerer Zeit auch der Gleichmäßigkeitsgrundsatz mit einer En-
dogenisierung der Verbundquoten (Kapitel 2) zur Anwendung, dessen Besonderheiten
                                                                                                                                              
den Kommunen, zu denen es im Falle der Ausschüttung einer Finanzausgleichsumlage kommt.
2 Die Arbeitspapiere basieren auf Rudolph (2003).
3 PARSCHE/STEINHERR (1995), S. 9.0 Einführung 8
einer ausführlichen Betrachtung unterzogen werden. Detaillierte Angaben zur aktuellen
Ausgestaltung der beiden Verfahren sind Tabelle 1-1 zu entnehmen. In Kapitel 3 wer-
den die fiskalischen Wirkungen des Verbundquotensystems mit dem des Gleichmäßig-
keitsgrundsatzes mit Hilfe eines einfachen Rechenbeispiels verglichen. Abschließend
werden die gewonnenen Erkenntnisse in einem Fazit (4) resümiert.
                                                                                                                                              
4 Im folgenden werden sowohl im Text als auch in den Tabllen für die Bundesländer auch Abkürzungen verwendet.
Vgl. dazu das Abkürzungsverzeichnis.1 Verbundquotensysteme 9
1  Verbundquotensysteme
In elf Bundesländern, d.h. der übergroßen Mehrheit, erfolgt die Bestimmung der
Finanzausgleichsmasse durch die gesetzmäßige Festlegung von Verbundgrundla-
gen und darauf anzuwendenden Verbundquoten. Im Rahmen des obligatorischen
Steuerverbundes werden die Kommunen am Landesanteil der Gemein-
schaftsteuern beteiligt. Mit der Neuregelung des Familienleistungsausgleichs sind
den Gemeinden ab 1996 Aufkommensverluste aus der Einkommensteuer entstan-
den, zu deren Kompensation die Bundesländer folgende Regelungen getroffen
haben: In acht Ländern wird den Gemeinden ein bestimmter Anteil
5 des Umsatz-
steuermehraufkommens der Länder
6 vollständig zur Verfügung gestellt und inso-
weit den Verbundgrundlagen entzogen (in Tabelle 1-1 durch Klammern
gekennzeichnet). Im Saarland, wo sich für das genannte Mehraufkommen in etwa
eine Verdoppelung der Verbundquote (20 v.H. + 20,87 v.H.) ergibt, sowie in
Brandenburg (BB) (Festbetrag: 72,1 Mill. EUR) fließen die Zahlungen hingegen
in die Finanzausgleichsmasse ein. Aus systematischen Gründen gilt für diesen
gemeindlichen Sonderanteil an den Umsatzsteuermehreinnahmen das Weiter-
leitungsgebot, weshalb eine Verteilung nach finanzkraft- und finanzbedarfsorien-
tierten Maßstäben ausscheidet. Die Ausgliederung aus der Verbundmasse, die
regelmäßig mit einer Verteilung nach dem bei der Zuordnung der Einkommen-
steueranteile angewendeten Gemeindeschlüssel einhergeht, ist daher zu begrü-
ßen.
7 Da die saarländische Regelung eine entsprechende Vorwegentnahme aus der
Finanzausgleichsmasse vorsieht, wird gegen den genannten Grundsatz lediglich
durch die Aufstockung der Schlüsselmasse in Brandenburg (BB) verstoßen. Ver-
fassungsrechtlich bedenklicher erscheinen die Regelungen des niedersächsischen
FAGs, das auf jegliche Differenzierung der Umsatzsteuereinnahmen verzichtet,
bei dessen Neukonzeption im Jahre 1999 aber zumindest die bis dahin erfolgten
Veränderungen der Umsatzsteuerverteilung Berücksichtigung fanden.
                                                
5 BW, HE, NW, RP, ST, SH u. TH: 26 v.H.; BY: 26,08 v.H.
6 01.01.1996: 5,5 Prozentpunkte, 01.01.2000: weitere 0,25 Prozentpunkte, 01.01.2002: weitere 0,65 Prozent-
punkte
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BW 23 23 (26) 23 - (55,5) (23,39) 23 - 87,53
BY 12 11,54 (26,08) 11,54 - (8/21) (63) 11,54 -
BB 25 25,3 72,1 Mill. € 
a 25,3 25,3 25,3 25,3 - 25,3
HE 23 23 (26) 23
b 23 v. 2/3 (1/3) 23 -
NI - 16,09 abw.: 33 16,09 16,09 16,09 16,09 100
c
NW 23 23 (26) - 23 v. 4/7 - -
RP 21 21 (26) - 35,2
d 21 21 100
SL +20,87 - 20 20 - - 20 -
ST 23 23 (26) 23 23 23 23 - 23
SH 20 19,78 (26) - 19,78
e 19,78 19,78 50
f
TH 23 23 (26) 23 23 23 23 - 34
MV g 26,694470 26,694470 26,694470




(in Klammern) - außerhalb der Finanzausgleichsmasse, aber im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs















./. 89 Mill. EUR (Flutopfersolidaritätsgesetz), ./. 38,4 Mill. EUR  (pauschale Kürzung), + 7,7 Mill. EUR (Zuführung aus kommunalem Investitionsfonds), + 5,9 Mill. EUR (Förderung des Büchereiwesens); 
e - 
unmittelbare Weiterleitung der Spielbankabgabe an die Kommunen aufgrund anderweitiger gesetzlicher Zuweisung, vgl. KIRCHHOF (2001), S. 88; 
f - Erhöhung der Gemeindeschlüsselmasse 
+ 1,3 Mill. EUR (Winterdienst); ./. 94 Mill. EUR (Flutopfersolidaritätsgesetz); + 204,586 Mill. EUR (2003) bzw. + 160,638 Mill. EUR (2004) als Zuführungen aus Landeshaushalt zwecks konstanter 
Finanzausgleichsmasse in 2003 u. 2004; Zuwächse der Steuer-verbundmasse ggü. Vorjahr ab 2005 zu 50 v.H. zur Reduzierung der genannten Zuführungen verwendet; Verminderung d. Steuerverbundmasse 
ggü. Vorjahr ab 2005 zu 50 v.H. durch Erhöhung Zuführungen aus Landeshaushalt ausgeglichen 
g - mind. 26,09;
 h BEZ ./. 356,4 Mill. EUR; weiterhin unberücksichtigt: ESt Land 58 Mill. EUR und Kommunen 10 Mill. EUR, verrechnungsfreier Aufstockungsbetrag 30 Mill. EUR; verrechnungsfreie 
Finanzausstattung: mind. 1.278 Mill. EUR
i BEZ ./. 882,0 Mill. EUR (bis 31.12.2001 im Rahmen des Investitionsförderungsgesetzes "Aufbau Ost" [IfG] zur Verfügung gestellte Finanzhilfen, ab 2002 bestimmter Anteil der Sonderbedarfs-BEZ ["IfG-
SoBEZ"]); weiterhin unberücksichtigt: Steuereinnahmen des Landes 148 Mill. EUR und der Kommunen 24 Mill. EUR (Mehreinn. nach Flutopfersolidaritätsgesetz)
c - Erhöhung der Schlüsselmasse für Gemeindeaufgaben
./. 581 Mill. EUR (Flutopfersolidaritätsgesetz), ./. 2,6 Mill. EUR (Tantiemen an Kommunen); ./. 0,9 Mill. EUR (Erzbistum Paderborn); ./. 162 Mill. EUR (kommunaler Beitrag an einheitsbedingten Gesamtlasten); ./. 
5 Mill. EUR (Anschubfinanzierung für Gemeindeprüfungsanstalt, einmalig 2003)
+ Umlage FDE; 
d - erhöhter Satz zur Kompensation des Wegfalls der Vermögensteuer; 2003-2006: jährliche Garantiesumme der Finanzausgleichsmasse in Höhe von 1.606 Mill. EUR
./. 25 v.H. Fahrtkostenzuschüsse des Landes nach Schülerbeförderungsgesetz; ggf. Erhöhung/Verminderung Finanzausgleichsmasse zur Erreichung einer kommunalen Beteiligung von 38 v.H. an 
./. 349 Mill. EUR
./. 303,75 Mill. EUR (01.10.2002-30.09.2003) bzw. ./. 101,25 Mill. EUR (01.10.2003-30.09.2004)
./. 8,692 Mill. EUR (Übergang Schulaufsicht auf Land); 
a - Erhöhung der Schlüsselmasse
./. 51,1 Mill. EUR, ./. Landesanteil an Abführung nach Flutopfersolidaritätsgesetz; 

















































































































































































































































Der fakultative Steuerverbund umfasst eine mögliche Beteiligung der Kommu-
nen am Landesanteil an der Gewerbesteuerumlage, an den Landessteuern, den
Zahlungen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs (LFA), den Bundesergän-
zungszuweisungen (BEZ) sowie der Finanzausgleichsumlage. Der Landesanteil
an der Gewerbesteuerumlage fließt mehrheitlich (sechs Bundesländer), die Ge-
samtheit der Landessteuern (häufig ohne die Feuerschutzsteuer
8) mit Ausnahme
von Baden-Württemberg (BW) und Bayern (BY) in die Verbundgrundlagen ein,
was angesichts der (in Parlamentsmaterialien vielfach beschworenen) „Gefahren-
oder Schicksalsgemeinschaft“
9 von Ländern und Kommunen auch folgerichtig ist.
Lediglich Hessen (HE) und Rheinland-Pfalz (RP) beziehen nur ausgewählte Lan-
dessteuern ein. Angesichts der in Baden-Württemberg (BW) und Bayern (BY)
etablierten Grunderwerbsteuer-
10 und Kraftfahrzeugsteuer-Verbunde partizipieren
die Kommunen aber in jedem Fall zumindest teilweise am Aufkommen der Lan-
dessteuern.
Mit Ausnahme Nordrhein-Westfalens sind auch die Zahlungen
11 im Rahmen des
Länderfinanzausgleichs Bestandteil der Verbundmasse.
12 Die Fehlbetrags-
Bundesergänzungszuweisungen gehen stets, die für Sonderbedarfe – ausgenom-
men diejenigen zur Haushaltssanierung sowie für überdurchschnittlich hohe Ko-
sten politischer Führung
13 – in allen Ländern in die Verbundgrundlagen ein.
Sachsen-Anhalt (ST) hat die Verbundquote für Bundesergänzungszuweisungen
aufgrund teilungsbedingter Sonderlasten zum 01.01.2003 (nochmals) gesenkt, so
dass lediglich in Thüringen ein (für 2003 ebenfalls reduzierter) Sondersatz gilt.
                                                
8 Außerhalb des Steuerverbundes steht das Aufkommen der Feuerschutzsteuer den Landkreisen bzw. kreis-
freien Städten im Saarland (nach Abzug sachbezogener Ausgaben) und in Schleswig-Holstein zu, während
die kommunalen Aufgabenträger des Brandschutzes in Rheinland-Pfalz Zuweisungen aus diesem Steuer-
aufkommen erhalten.
9 KIRCHHOF (2001), S. 88.
10 Bei der Grunderwerbsteuer ist jedoch ein Trend zur „Verstaatlichung“ zu konstatieren, nachdem Nord-
rhein-Westfalen (1999) und Rheinland-Pfalz (2002) die Einbeziehung in die Verbundmasse vollzogen ha-
ben. Vgl. KARRENBERG/MÜNSTERMANN (2002), S. 32.
11 Eine Beschränkung auf die Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich nehmen die Länder NI, RP, ST, SH
und TH vor, die im derzeitigen LFA zu der Gruppe der Empfängerländer zählen.
12 Mit Blick auf die verstärkte Anrechnung der Gemeindeeinnahmen im Zuge der Neuregelung des Länderfi-
nanzausgleichs ab 2005 gibt es in Ländern mit „reicheren“ Gemeinden wie z.B. Baden-Württemberg
Überlegungen, die Kommunen dann stärker an den zu leistenden Zahlungen zu beteiligen. Vgl.
WOHLTMANN (2002), S. 104.
13 Die Einbeziehung dieses Postens in Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz ist systematisch inkonse-
quent, da diese Mittel allein dem Ausgleich besonderer Kosten des Landes dienen. Vgl. KIRCHHOF (2001),
S. 88f.1 Verbundquotensysteme 12
Abgesehen von weiteren Ausnahmen in Niedersachsen (NI) und Rheinland-Pfalz
(RP) kommen einheitliche Verbundsätze zur Anwendung, welche sich zwischen
11,54 v.H. (BY) und 25,3 v.H. (BB
14) bewegen. Aus der Höhe der Verbundquote
kann jedoch keine unmittelbare Aussage hinsichtlich der Angemessenheit der
kommunalen Finanzausstattung in den einzelnen Bundesländern abgeleitet wer-
den. Derartige Schlussfolgerungen erfordern neben der Berücksichtigung der dif-
ferierenden Verbundgrundlagen insbesondere die Einbeziehung von Leistungen
der Länder außerhalb der Finanzausgleichsmasse, zu welchen neben den genann-
ten Grunderwerb- und Kraftfahrzeugsteuerverbünden regelmäßig Zahlungen der
verschiedenen Landesressorts zählen. Aufgrund der deutlich niedrigeren kommu-
nalen Steuerkraft kommt dem KFA in den neuen Bundesländern zudem immer
noch eine größere Bedeutung zu. Trotz relativ weit gefasster Verbundgrundlagen
sowie Verbundquoten am oberen Ende des Spektrums beträgt der Steuerverbun-
danteil am Gesamtausgleichsvolumen dort nur etwa 43 v.H. gegenüber 71 v.H. in
den alten Bundesländern
15.
Eine von den Kommunen aufzubringende Finanzausgleichsumlage (Details sie-
he Tabelle 1-2) fließt in Baden-Württemberg größtenteils und in Rheinland-Pfalz
(RP) vollständig in die Finanzausgleichsmasse ein, während diese in Niedersach-
sen (NI) der Schlüsselmasse für Gemeindeaufgaben zugeschlagen und in Schles-
wig-Holstein (SH) hälftig zur Aufstockung der Gemeindeschlüsselmasse und als
Zuführung an den jeweiligen Landkreis verwendet wird. Die Berechnung der
Zahlungen richtet sich – genau wie im Saarland, das die Umlage zur Deckung des
gemeindlichen Anteils der Fördermittel für Krankenhäuser erhebt – nach den ver-
fügbaren Steuereinnahmen (und Schlüsselzuweisungen) bzw. deren Relation zum
Finanzbedarf der jeweiligen Kommune. Im Vordergrund der Umlageerhebung
steht nicht die Aufbringung bzw. Aufstockung der Finanzausgleichsmasse, son-
dern eine Verbesserung der Ausgleichsintensität des Finanzausgleichs.
16
                                                
14 Um die Auswirkungen der aktuellen Steuermindereinnahmen auf die Kommunen abzuschwächen, wurde
der Verbundsatz mit Gesetz vom 10.04.2003 von 25 auf 25,3 v.H. angehoben.
15 KARRENBERG/MÜNSTERMANN (2002), S. 38.
16 FINANZMINISTERIUM DES LANDES BADEN-WÜRTTEMBERG (Hrsg.) (2000), S. 20.1 Verbundquotensysteme 13
Tabelle 1-2: Bestimmung der Finanzausgleichsumlage im kommunalen Finanz-
ausgleich 2003
Quellen: Gesetze der Bundesländer zum kommunalen Finanzausgleich, FINANZMINISTERIUM DES
LANDES BADEN-WÜRTTEMBERG (Hrsg.) (2000), S. 20, eigene Darstellung;  Stand: April
2003.
Im Gegensatz zu anderen Regelungen des KFAs beinhaltet dieses Instrument eine
horizontale Umverteilung, welche  nicht allein durch vertikale Differenzierung
zustande kommt.
17 Bei der Vorgehensweise in Baden-Württemberg besteht aber
die Gefahr allokativer Fehlanreize, welche sich sowohl für die sogenannten abun-
                                                


















zur Deckung des 
gemeindlichen Anteils 
der Fördermittel für 
Krankenhäuser
20,45 x x
20,45, Erhöhung um 
0,045 für jeden 
Prozentpunkt SMZ > 60 
v.H. der BMZ, höchstens 
auf 27,95
x x
20,45 x x x
Erhöhung um 0,045 für 
jeden Prozentpunkt SMZ 













NI 20 x 100
b
SH 20 x 50
c 50: jeweiliger Landkreis
II. Steuerkraftorientierung
12,47:  allgemeine 
Deckungsmittel des 
Landes (entstanden aus 








a - Das FAG BW bezeichnet kreisfreie Städte in ihrer Kreisfunktion als Stadtkreise.







AMZ - Ausgangsmesszahl, BMZ - Bedarfsmesszahl, SMZ - Steuerkraftmesszahl
I. Einwohnerorientierung








c - Schlüsselmasse für Gemeindeaufgaben




18 Gemeinden (aufgrund der durch die progressive Wirkung verstärkten
Gesamtbelastung) als auch für zuweisungsberechtigte Gemeinden (aufgrund der
Einbeziehung zuvor erhaltener Schlüsselzuweisungen) ergeben können.
19 Mit
Blick auf die umgekehrte Transferrichtung ist die (zudem auf Einwohner abstel-
lende) Umlageerhebung des Saarlandes zumindest als Bestandteil eines Finanz-
ausgleichsgesetzes abzulehnen.
20
In Niedersachsen (NI) und Sachsen-Anhalt (ST) entspricht die Finanzausgleichs-
masse dem Betrag, der sich aus der Multiplikation von Verbundquote(n) und Ver-
bundgrundlagen sowie den Ergebnissen der Steuerverbundabrechnung des
Vorjahres
21 ergibt. In allen anderen Ländern kommen darüber hinaus Hinzurech-
nungen, Abzüge oder Modifikationen zur Anwendung, welche detailliert den Er-
läuterungen unter  Tabelle  1-1 zu entnehmen sind. Ein großer Teil der
Abzugsbeträge komplettiert den kommunalen Beitrag zur Finanzierung eini-
gungsbedingter Lasten oder nimmt die nach dem Flutopfersolidaritätsgesetz abzu-
führenden Beträge vom Steuerverbund aus. Bezüglich weiterer Änderungsposten
weist KIRCHHOF
22 für Schleswig-Holstein zurecht darauf hin, dass eine Addition
bzw. Subtraktion ziffernmäßig exakt benannter Beträge ohne eindeutige Angabe
der getätigten Berechnungen systemwidrig und sachlich nicht gerechtfertigt ist.
Thüringen ergänzt die Steuerverbundmasse für die Jahre 2003 und 2004 um Zu-
führungen aus dem Landeshaushalt derart, dass sich eine konstante Finanzaus-
gleichsmasse ergibt. Ab 2005 wird das Land dann zu der bereits bis 2002 gültigen
Regelung zurückkehren, wonach sich bei der Finanzausgleichsmasse nur 50 v.H.
der rechnerischen Verbundveränderungen auswirken und der Rest mittels Redu-
zierung bzw. Erhöhung der genannten Zuführungen ausgeglichen wird. Einen
Garantiebetrag für die Finanzausgleichsmasse der Jahre 2003 bis 2006 (1,606
Mrd. EUR) sieht auch das kürzlich beschlossene Verstetigungsmodell des Landes
Rheinland-Pfalz (RP) vor.
23
                                                
18 Als abundant werden Gemeinden bezeichnet, deren Finanzkraft zur Deckung ihres Finanzbedarfs ausreicht.
19 BIRKE (2000), S. 188f.
20 KIRCHHOF (2001), S. 82.
21 Eine Sonderregelung gilt derzeit im Land Niedersachsen, das Ende 2001 Förderzinseinnahmen in Höhe von
1,3 Mrd. EUR zurückzahlen musste. Eine Erläuterung des Sachverhalts liefert  NIEDERSÄCHSISCHES
LANDESAMT FÜR STATISTIK (Hrsg.) (2003), S. 6 mit Bezug auf § 1 (4) NFAG.
22 KIRCHHOF (2001), S. 90f.
23 § 34 Abs. 2 LFAG RP in der am 10.04.2003 geänderten Fassung.2 Systeme mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz 15
2  Systeme mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz
In den Ländern Mecklenburg-Vorpommern (MV) und Sachsen (SN) wird die Fi-
nanzausgleichsmasse mittels Anwendung des Gleichmäßigkeitsgrundsatzes
(GMG) bestimmt. Während festgelegte Beteiligungsquoten eine proportionale
Entwicklung von Steuereinnahmen des Landes und Finanzausgleichszuweisungen
an die Kommunen sicherstellen, gewährleistet der GMG einen parallelen Verlauf
der Landesnettoeinnahmen (nach Abzug der an die Kommunen fließenden F i-
nanzmittel) und der kommunalen Gesamteinnahmen.
24 Die nach wie vor ausge-
wiesene Verbundquote resultiert allein aus der Einnahmenentwicklung der beiden
Ebenen und stellt somit lediglich das rechnerische Ergebnis der Anwendung des
GMG und mithin eine endogenisierte Größe dar. Von der Einnahmenermittlung
ausgenommen sind die Leistungen nach dem Flutopfersolidaritätsgesetz sowie auf
Landesseite die als „IfG-SoBEZ“
25 gewährten Mittel. Die für 2003 errechneten
Verbundquoten liegen mit etwa 27 v.H. (zum Teil recht deutlich) über den festen
Verbundsätzen der anderen Bundesländer, bei denen jedoch Zuweisungen außer-
halb der Finanzausgleichsmasse hinzukommen.
Eine Würdigung des Gleichmäßigkeitsgrundsatzes soll mit einigen Bemerkungen
zur Historie dieser „finanzausgleichstechnischen Innovation“
26 verbunden wer-
den. Mit der erstmaligen Anwendung 1996 und der gesetzmäßigen Verankerung
1998 des GMG hat Sachsen (SN) bundesweit Neuland betreten. Bereits frühzeitig
wurde die Erwartung geäußert, dass die Einführung dieses Instruments mittelfri-
stig andere kommunale Finanzausgleichssysteme beeinflussen dürfte.
27 Beim
Gleichmäßigkeitsgrundsatz handelt es sich um eine finanzausgleichspolitische
Formel, die das vertikale Finanzgleichgewicht zwischen Land und Kommunen in
Normalphasen in der Balance hält.
28 Weitere Vorzüge bestehen in der Beseitigung
eines geraumen Maßes an finanzpolitischer Willkür durch das Land sowie einer
                                                
24 Die gleichmäßige Einnahmenentwicklung kann jedoch auch ein zusätzlicher Bestandteil bei Anwendung
fester Verbundquoten sein. So wird z.B. in Baden-Württemberg ein historisch geprägtes Verteilungsver-
hältnis der Einnahmen zwischen Land und Kommunen angestrebt. Vgl. BIRKE (2000), S. 94.
25 Es handelt sich um diejenigen Beträge der BEZ, welche den bis 31.12.2001 im Rahmen des Investitions-
förderungsgesetzes "Aufbau Ost" (IfG) zur Verfügung gestellten Finanzhilfen entsprechen und ab 2002 in
die Sonderbedarfs-BEZ integriert wurden.
26 JUNKERNHEINRICH/MICOSATT (1998), S. 13.
27 Ebd.
28 SCHWEISFURTH/VOß (1998), S. 4.2 Systeme mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz 16
Stärkung der kommunalen Verhandlungsposition
29, welche mit einem Gewinn an
Fairness, Verständlichkeit und Transparenz
30 einhergehen. Neben der Begünsti-
gung einer stabilisierungspolitischen Zielsetzung durch verstetigte Kommunalfi-
nanzen wird auf die Eignung dieser Methode hingewiesen, eine ermittelte
Aufgabenstruktur über wenige Jahre hinweg – unter Verzicht auf jährlich neue
Analysen – fortzuschreiben.
31
Als hauptsächlicher Kritikpunkt gilt übereinstimmend das alleinige Abstellen auf
die Einnahmenentwicklung bei weitgehender Ausblendung der Ausgabenseite und
des sich daraus ergebenden Finanzbedarfs.
32 Die allgemein vorgebrachte Forde-
rung nach einer sachgerechten Aufgaben- bzw. Ausgabenermittlung für die Lan-
des- und Kommunalebene wird i.d.R. unter Verweis auf das Fehlen anerkannter
verlässlicher Kriterien zur objektiven Bestimmung des Bedarfs abgelehnt. Dieser
Einwand trifft aber nur auf die einzelne Gemeinde, nicht jedoch auf die Gemein-
degesamtheit zu, für welche durchaus ein Katalog der landesweit typischen Auf-
gaben ermittelt und einer monetären Bewertung unterzogen werden könnte.
33 In
der Kritik steht außerdem die Aufstockung der Verbundmittel aus anderen Mitteln
des Landeshaushaltes, was eine Relativierung des Automatismus bedeutet.
34 Nicht
zuletzt setzt dieses Verfahren aber die – häufig unzureichende – Kenntnis einer
„gleichgewichtigen“ Aufteilung der Aufgaben und Finanzierungsmittel voraus,
welche zudem an übermäßige Kostensteigerungen im pflichtigen Bereich und die
Übertragung neuer Aufgaben anzupassen ist.
35 Dementsprechend wurde die Er-
mittlung der Basisrelation in Sachsen (SN), d.h. die erstmalige Festsetzung des
Beteiligungsverhältnisses, auch vielfach kritisiert.
36 Aus Sicht der Kommunen
wird zudem angezweifelt, ob eine derart enge Koppelung an die finanzielle Ent-
wicklung des Landes und der Verzicht auf die ohnehin stark begrenzten Spiel-
                                                
29 LENK/BIRKE (1998), 202. Ähnlich VESPER (2000), S. 149.
30 SCHWEISFURTH/VOß (1998), S. 4.
31 BIRKE (2000), S. 115.
32 LENK/BIRKE (1998), S. 201 m.w.N.; SCHWEIßFURTH/VOß (1998), S. 4f.; EICHLER (2000), S. 184f.; PARSCHE
U.A. (2001), S. 236.
33 LENK/BIRKE (1998), S. 201f.  Hier finden sich weitere Angaben zu Konzeption und Methodik des Verfah-
rens.
34 VESPER (2000), S. 149f. Dies betrifft derzeit in Mecklenburg-Vorpommern einen verrechnungsfreien Auf-
stockungsbetrag für Infrastrukturinvestitionen in Höhe von 30 Mill. EUR.
35 VESPER (2000), S. 149f.
36 JUNKERNHEINRICH/MICOSATT (1998), S. 14-22; BIRKE (2000), S. 116f.2 Systeme mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz 17
räume auf der Einnahmenseite vorteilhaft sind.
37 Zu einem Rückgang der Finanz-
ausgleichsmasse sowie der endogenen Verbundquote kommt es beim GMG dann,
wenn die originären Steuereinnahmen der Kommunen stärker steigen als die des
jeweiligen Landes – so wie es für die neuen Bundesländer in den nächsten Jahren
erwartet wird.
38 Bei Einbeziehung der Wirkungen des Länderfinanzausgleichs
erweist sich für das Land zudem eine Wirtschaftspolitik als vorteilhaft, welche auf
eine Finanzkraftstärkung der Gemeinden und eine günstigere Entwicklung der
Kommunen- im Vergleich zu den Landeseinnahmen ausgerichtet ist.
39 Gegen die
Einbeziehung der Kosten des übertragenen Wirkungskreises
40 in die sächsische
Finanzausgleichsmasse und die damit verbundene finanzkraftabhängige Vertei-
lung dieser Finanzmittel wurden neben Zweifeln der Verfassungsmäßigkeit
41 auch
finanzwissenschaftliche Bedenken
42 vorgebracht. Dem nach der Feststellung der
Verfassungswidrigkeit im Jahr 2000
43 erforderlichen Anpassungsbedarf hat das
Land Sachsen (SN) nach entsprechender Begutachtung
44 Rechnung getragen, in-
dem der Mehrbelastungsausgleich für bereits übertragene Aufgaben ab 2003 im
Wege einer finanzkraftunabhängig zu verteilenden Vorwegentnahme aus der Fi-
nanzausgleichsmasse erfolgt und die Übertragung neuer Aufgaben eine Aufstok-
kung der Mittel bedingt
45. Ausgelöst durch einen Prüf- und Reformauftrag des
Landesverfassungsgerichtes
46 und der Empfehlung eines daraufhin in Auftrag
gegebenen DIW-Gutachtens
47 folgend, ist Brandenburg (BB) nach einer mehrjäh-
rigen Anwendung des GMGs (1998-2000) im Jahr 2001 wieder zu festen Ver-
bundquoten übergegangen.
                                                
37 VESPER (2000), S. 150. So weisen PARSCHE U.A. (2001), S. 236, mit Bezug auf das Saarland  darauf  hin,
dass der GMG in Ländern mit angespannter Haushaltslage ins Leere läuft.
38 EICHLER (2000), S. 185. Gemäß HENNEKE (2002), S. 149, verfolgt das Land Sachsen in diesem Sinne gar
die Zielsetzung einer stufenweisen Absenkung der Verbundquote auf 23 v.H.
39 WAGNER (2002), S. 35-37. Begründet liegt dieses Ergebnis darin, dass die gemeindliche Steuerkraft im
Länderfinanzausgleich nur teilweise (derzeit: 50 v.H., ab 2005: 64 v.H.) angerechnet, bei der Bestimmung
der Finanzausgleichsmasse jedoch in voller Höhe berücksichtigt wird.
40 Bei der Abgrenzung kommunaler Aufgaben nach deren Rechtscharakter bzw. Pflichtigkeitsgrad ergeben
sich Weisungsaufgaben bzw. Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises, Pflichtaufgaben sowie freiwil-
lige Selbstverwaltungsaufgaben. Vgl. Vesper (2000), S. 16f.
41 GOERLICH (1997).
42 LENK/BIRKE (1998), S. 202-204. Während eine Erhöhung der Einheitlichkeit kommunaler Aufgabenerfül-
lung sowie der horizontalen Verteilungsgerechtigkeit angezweifelt wird, steht eine Beteiligung finanzstar-
ker Kommunen an den Kosten der Auftragsverwaltung im Widerspruch zum Gebot der fiskalischen
Äquivalenz.
43 Urteil des Sächsischen Verfassungsgerichtshofes vom 23.11.2000.
44 Rechtswissenschaftlich: GOERLICH (2002), finanzwissenschaftlich: PARSCHE U.A. (2002).
45 FAG SN, § 3 (1) 1. a) i.V.m. § 16.
46 KARRENBERG/MÜNSTERMANN (2002), S. 42.
47 VESPER (2000). Die ausschlaggebenden Kritikpunkte werden auf  S. 16 genannt (Fn. 34 u. 35).2 Systeme mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz 18
Mecklenburg-Vorpommern hat hingegen zum 01.01.2002 einen modifizierten
Gleichmäßigkeitsgrundsatz eingeführt: Die Festschreibung einer garantierten ver-
rechnungsfreien Finanzausstattung (1,278 Mrd. EUR) sichert den Kommunen ein
bestimmtes Mindestniveau zu
48, weshalb HENNEKE von einem GMG mit „Ewig-
keitsgarantie“
49 spricht. Der deutliche Rückgang der Steuereinnahmen im vergan-
genen Jahr hat dazu geführt, dass dieser Passus - entgegen den Erwartungen zum
Zeitpunkt der Gesetzgebung – bereits bei der Berechnung der diesjährigen Aus-
gleichszahlungen zum Tragen kommt.
50 Mit der Verpflichtung des Landes, die
Übertragung neuer Aufgaben nach dem Konnexitätsprinzip durch zusätzliche
Ausgleichszuweisungen
51 oder eine Anpassung des Verteilungsverhältnisses der
Gesamteinnahmen zu berücksichtigen, wurde den Erfahrungen aus Sachsen (SN)
Rechnung getragen.
Begrüßenswert ist die Aufnahme von Regelungen, die mit Blick auf die Entwick-
lung der Aufgabenverteilung sowie der notwendigen Ausgaben eine regelmäßige,
formelungebundene Überprüfung des festgeschriebenen Aufteilungsverhältnisses
der Gesamteinnahmen auf Land und Kommunen
52 vorsehen. Die Ermittlung eines
eventuellen Anpassungsbedarfs erfolgt in Sachsen (SN) gemäß § 2 Abs. 1 Satz 7
FAG SN alle zwei Jahre
53 sowie in Mecklenburg-Vorpommern (MV) gemäß § 5
Abs. 2 Satz 3 FAG MV alle vier Jahre
54.
                                                
48 Nach DIEDRICHS (1998), S. 34, ist es jedoch nicht einsehbar, warum sich – bei vergleichbaren Freiheitsgra-
den der Ausgabengestaltung – gerade in schwierigen Zeiten der Anpassungsdruck ausschließlich auf den
Landeshaushalt konzentriert.
49 HENNEKE (2002), S. 149.
50 Diese Aussage beruht auf einer Auskunft des Finanzministeriums Mecklenburg-Vorpommern.
51 Nach dem am 14.04.2003 eingefügten § 2a Abs. 3 FAG MV erhalten die Kommunen für zwischen April
2000 und März 2002 übertragene Aufgaben Ausgleichsleistungen in Höhe von 1,9 Mill. EUR p.a.
52 Der kommunale Anteil beträgt derzeit in Mecklenburg-Vorpommern 33,92 v.H. (§ 5 Abs. 2 FAG MV) und
in Sachsen 33,7 v.H. [SMF (Hrsg.) (2002)].
53 Nach der erstmaligen Überprüfung für das Ausgleichsjahr 2003 besteht derzeit kein Anpassungsbedarf.
Vgl. BEIRAT FÜR DEN KOMMUNALEN FINANZAUSGLEICH (2002).
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3  Verbundquotensystem vs. Gleichmäßigkeits-
grundsatz
Um den grundsätzlichen Unterschied zwischen dem Verbundquotensystem und
dem System des Gleichsmäßigkeitsgrundsatzes (GMG) zu verdeutlichen, soll im
folgenden zunächst ein Rechenbeispiel dienen und darauf aufbauend eine allge-
meinere analytische Darstellung.
3.1  Beispiel
Es werden dabei folgende einfachen Prämissen gesetzt:
-  Verbundgrundlage (VG) ist die Summe aus Steuereinnahmen des Lan-
des, Beiträgen/Zuweisungen innerhalb des Länderfinanzausgleichs sowie
Bundesergänzungszuweisungen.
-  Beim GMG werden zusätzlich die Steuereinnahmen der Kommunen in
der sogenannten „Gesamtfinanzmasse“ berücksichtigt.
Ausgehend von einer Verbundquote (VQ) von 25% wird für die im Referenzsze-
nario zugrundegelegten Einnahmen von Land und Kommunen zunächst das Fi-
nanzmassenteilungsverhältnis für den GMG bestimmt. Gemäß den in Tabelle 3-1
ausgewiesenen Werten ergibt sich ein Finanzmassenanteil von 2/3 für das Land
und 1/3 für die Kommunen.  Beim Referenzszenario führen beide Verteilungssy-
steme zu dem Ergebnis, dass nach kommunalem Finanzausgleich dem Land 1200
und den Kommunen 600 Geldeinheiten zustehen.3 Verbundquotensystem vs. Gleichmäßigkeitsgrundsatz 20
Tabelle 3-1: Referenzszenario
In der ersten Variation wird unterstellt, dass den Kommunen eine 10%ige Steige-
rung ihrer Steuereinnahmen gelingt, während die Einnahmen des Landes konstant
bleiben.
Tabelle 3-2: Referenzszenario und Variation 1 (Anstieg der kommunalen Ein-
nahmen)3 Verbundquotensystem vs. Gleichmäßigkeitsgrundsatz 21
Variation 1 zeigt, dass der kommunale Steuerzuwachs beim VQ-System komplett
bei den Kommunen verbleibt. Gemäß der Konzeption des GMG partizipiert das
Land an diesem Zuwachs entsprechend dem Finanzmassenverteilungsverhältnis
mit 2/3 und den Kommunen verbleiben von diesen zusätzlichen Steuereinnahmen
nach kommunalen Finanzausgleich lediglich 1/3. Würden die kommunalen Ein-
nahmen entsprechend um 10% sinken, würde dies beim VQ-System voll zu La-
sten der kommunalen Haushalte gehen, während die beteiligten Ebenen diesen
Einnahmeausfall beim GMG entsprechend ihres Anteils mittragen müssen.
55
In Variation 2 wird evident, dass die Kommunen beim GMG im Vergleich zum
VQ-System stärker an Zuwächsen (und analog an Verringerungen) der Verbund-
masse partizipieren (siehe Tabelle 3-3).
Tabelle 3-3: Referenzszenario und Variation 2 (Anstieg der Verbundgrundlage)
                                                
55 Soll bei einer 10 %igen Steigerung der kommunalen Einnahmen jeweils eine Gleichstellung der Kommu-
nen nach VQS und nach GMG erreicht werden, so ergeben sich durch Rückrechnung der kommunale Fi-
nanzkraft nach dem VQS für den GMG veränderte Quoten von 65,9% Landesanteil und 34,1%
Kommunalanteil.3 Verbundquotensystem vs. Gleichmäßigkeitsgrundsatz 22
Aufgrund proportionaler Entwicklung der Verbundgrundlagen und der kommu-
nalen Einnahmen bei Variation 3 treten hierbei im Vergleich zum Referenzszena-
rio keine Verteilungswirkungen auf .
3.2  Formal-mathematische Analyse
Analytisch beschränken wir uns in einem ersten Schritt auf eine Betrachtung von
Absolutgrößen. Dabei bezeichnen
K T – die Gemeindeeinnahmen aus Steuern
L T – die Landeseinnahmen aus Steuern
L LFA – die Landeseinnahmen (bzw. Ausgaben) im Rahmen des LFAs
VG – die Verbundgrundlagen,  L L LFA T VG + =
FM – die Finanzmasse bei GMG,  K L L T LFA T FM + + =
v –  die Verbundquote
g – die Quote des kommunalen Anteils an FM bei GMG
K E – die Gesamteinnahmen der Kommunen (nach KFA)
Die Einnahmen der Kommunen lassen sich damit wie folgt darstellen:
gemäß GMG:  ) ( K
GMG
K T VG g E + =
gemäß VQ-System:  K
VQS
K T vVG E + =
Beim GMG werden die Gemeindesteuern mit in die zu verteilende Gesamtfi-
nanzmasse einbezogen und somit steuerliche Mindereinnahmen nicht von den
Gemeinden allein getragen. Umgekehrt werden kommunale Steuer(mehr)einnah-
men analog teilweise abgeschöpft. Demgegenüber fließen den Gemeinden beim
VQ-System ihre eigenen Steuereinnahmen komplett zu; eigene Mindereinnahmen
werden nicht abgefedert.3 Verbundquotensystem vs. Gleichmäßigkeitsgrundsatz 23
Zur weiteren Analyse ist zu fragen, wie sich die Parameter v und g zueinander
verhalten müssen, damit die Gemeindeeinnahmen beim GMG und VQ jeweils
gleich sind, d.h.
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In einem zweiten Schritt sollen nun, ausgehend von einer gegebenen Verteilung,
die Wirkungen der Veränderung einzelner Variablen auf den GMG und das VQ-
System untersucht werden.
Die Gesamteinnahmen der Kommunen sind dabei als eine Funktion in Abhängig-
keit der Verbundgrundlage und der kommunalen Steuereinnahmen darzustellen:
(4)  ) ; ; ; ( G VG g v f EK =
Verändert sich die Verbundgrundlage VG, das heißt, erfolgen Veränderungen in
















K E E = ) gilt g>v, d.h. eine Veränderung der Verbundgrundlage wirkt sich
bei GMG stärker auf die Einnahmen der Kommunen  K E aus als bei VQS.3 Verbundquotensystem vs. Gleichmäßigkeitsgrundsatz 24













Da stets g<1 vorausgesetzt werden kann, wirkt sich eine Veränderung bei GMG
geringer aus als bei VQS.
Zusammenfassend ist es bei der Betrachtung von Veränderungen aus der kommu-
naler Sicht der GMG gegenüber dem VQ-System dann positiv zu bewerten,
wenn c.p.
-  die Verbundgrundlage VG steigt oder
-  die Steuereinnahmen der Gemeinde  K T  sinken.
Wichtig erscheint an dieser Stelle jedoch darauf hinzuweisen, dass (mittel- bis
längerfristig) gesetzlich fixierte Quoten g oder v für die Kommunen immer besser
sind, als von einer diskretionären finanzpolitischen Entscheidung der Landesre-
gierungen bzw. –parlamente abzuhängen, da dies eine zentrale Größe für die
kommunale Finanzplanung darstellt. In vielen Bundesländern wird jedoch die
Verbundquote jährlich neu festgelegt, da die in den kommalen Finanzausgleich
einzustellende Finanzmasse eine wichtige finanzpoltische Manövriermasse dar-
stellt.4 Fazit 25
4  Fazit
Zur Ermittlung der Finanzausgleichsmasse, d.h. der Bestimmung des Finanzie-
rungsverhältnisses zwischen Land und Kommunen, kommen derzeit zwei ver-
schiedene Verfahren zur Anwendung. Während die Bestimmung einer festen
Verbundquote lediglich eine bestimmte Teilhabe am Steueraufkommen des j e-
weiligen Bundeslandes verbürgt, bewirkt die isolierte Anwendung des einnahme-
bezogenen Gleichmäßigkeitsgrundsatzes eine Festschreibung des im Zeitpunkt
seiner Gültigkeit herrschenden Aufteilungsverhältnisses der Gesamteinnahmen.
Insofern vermag keines der Modelle eine befriedigende Lösung der vertikalen
Ausgleichsproblematik herbeizuführen. Angesichts diverser Vorteile ist dennoch
dem Gleichmäßigkeitsgrundsatz der Vorzug zu geben, zumal dessen Entwicklung
mit der turnusmäßigen Aufgaben- und Ausgabenüberprüfung in die richtige
Richtung geht. Eine aus finanzwissenschaftlicher Sicht akzeptable Mittelvertei-
lung zwischen Land und Kommunen kann letztlich aber nur auf Basis einer sach-
gerechten Aufgaben- und Ausgabenermittlung für beide Ebenen gelingen, die
bereits der erstmaligen Festlegung des Aufteilungsverhältnisses zugrunde liegt.Literaturverzeichnis 26
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Gesetzestexte und Entscheidungen
- Gesetze zum kommunalen Finanzausgleich in alphabetischer Reihenfolge der
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FAG (BW): Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich (Finanzausgleichsge-
setz – FAG) in der Fassung vom 01.01.2000 (GBl. BW S. 14), zuletzt geändert
am 08.04.2003 (GBl. BW S. 161)
FAG (BY): Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und Ge-
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S. 236)
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28.08.2002 (Nds. GVBl. S. 366)
GFG (NW): Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-
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 KFAG (SL): Kommunalfinanzausgleichsgesetz (KFAG) vom 12.07.1983 (ABl. S.
462), zuletzt geändert am 12.12.2002 (ABl. SL 2003, S. 11)
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